Satzung der Stadt Papenburg tber die formliche Festlegung des Sanierungsgebietes
(Sanierungssatzung) ,,Papenburg-Aschendorf Zentrum“ im
Stadtebaufoérderungsprogramm ,,Aktive Stadt- und Ortsteilzentren

Aufgrund des § 142 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit den 88 10 und
58 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), jeweils in der zurzeit
gultigen Fassung, hat der Rat der Stadt Papenburg in seiner Sitzung am xx.xx.2017 folgende
Satzung beschlossen:

§ 1 Sanierungsgebiet und Bezeichnung

Im nachfolgend néher beschriebenen Gebiet liegen stddtebauliche Missstande vor.
Dieser Bereich soll durch stadtebauliche SanierungsmalRnahmen wesentlich verbessert und
umgestaltet werden. Das insgesamt ca. 13,6 ha umfassende Gebiet wird hiermit formlich als
Sanierungsgebiet festgelegt und erhalt die Bezeichnung ,Papenburg-Aschendorf Zentrum®.

8 2 Geltungsbereich

Das Sanierungsgebiet umfasst alle Grundstiicke und Grundstticksteile, die innerhalb des im
anliegenden Lageplan durch eine rote durchgezogene Linie abgegrenzten Gebietes liegen.

Mal3geblich fur die genaue Abgrenzung des Sanierungsgebietes ist im Zweifelsfall die
Innenseite der roten durchgezogenen Umgrenzungslinie.

Der Lageplan ist Bestandteil der Satzung und als Anlage beigefiigt.

Werden innerhalb des Sanierungsgebietes durch Grundstiickszusammenlegungen
Flurstiicke aufgeldst und neue Flurstiicke gebildet oder entstehen durch
Grundstucksteilungen neue Flurstiicke, sind auf diese insoweit die Bestimmungen dieser
Satzung ebenfalls anzuwenden.

8 3 Verfahren

Innerhalb des Geltungsbereiches nach § 2 dieser Satzung wird die Sanierung in den
Teilbereichen A und B im umfassenden Verfahren, in den Bereichen aul3erhalb der
Teilbereiche A und B im vereinfachten Verfahren durchgefiihrt.

Die Teilbereiche A und B im umfassenden Verfahren sind im anliegenden Lageplan durch
eine schwarze gestrichelte Linie abgegrenzt. Mal3geblich fur die genaue Abgrenzung des
Teilbereichs im umfassenden Verfahren ist im Zweifelsfall die Innenseite der schwarzen
gestrichelten Umgrenzungslinie.

In den Teilbereichen A und B (umfassendes Verfahren) finden die besonderen
sanierungsrechtlichen Vorschriften der 8§ 152 bis 156a des BauGB Anwendung.

Im Gebiet auerhalb der Teilbereiche A und B (vereinfachtes Verfahren) ist die Anwendung
der besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften der 88 152 bis 156a BauGB
ausgeschlossen.



8 4 Genehmigungspflichten

In den Teilbereichen A und B des Sanierungsgebietes im umfassenden Verfahren sind die
Vorschriften der 88 144 und 145 BauGB tber genehmigungspflichtige Vorhaben und
Rechtsvorgange anzuwenden.

In den Bereichen mit dem vereinfachten Verfahren finden die Vorschriften des § 144 Abs. 1
und Abs. 2 BauGB uber genehmigungspflichtige Vorhaben und Rechtsvorgénge keine
Anwendung.

8 5 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt gemaf § 143 Abs. 1 BauGB mit ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Hinweise:

Die Sanierungssatzung, der Lageplan des Sanierungsgebietes mit Abgrenzung des Gebietes
und der Teilbereiche A und B (umfassendes Verfahren) als Anlage und Bestandteil der
Satzung sowie die geltenden, einschlagigen Vorschriften kénnen von jedermann im Rathaus
der Stadt Papenburg, Hauptkanal rechts 68/69, Fachdienst Planen/Umwelt montags bis
donnerstags von 8:30 bis 12:00 Uhr und von 14:00 bis 16:00 Uhr und freitags von 08:30 bis
12:30 Uhr und nach telefonischer Vereinbarung (Tel.-Nr. 04961 — 82256 und 82293) auch
aul3erhalb dieser Zeiten eingesehen werden. Auf Verlangen wird Auskunft Gber den Inhalt
der Satzung erteilt.

Papenburg, den xx.xx.2017

Stadt Papenburg
Der Blrgermeister

gez.
Anlage:

Lageplan mit Geltungsbereich des Sanierungsgebietes ,Papenburg-Aschendorf Zentrum*
und Abgrenzung der Teilbereiche A und B (umfassendes Verfahren)
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Stadt Papenburg

Begrindung zur Satzung uber die formliche Festlegung des Sanierungsgebietes
»Papenburg-Aschendorf Zentrum*

Hinweis

Die Begriindung der Sanierungssatzung ist kein zwingendes Rechtserfordernis. Wegen der
Wabhl beider Sanierungsverfahren in einem Gebiet soll die Abwéagung durch die Stadt
Papenburg dennoch begriindet werden.

Erfordernis der Sanierung und des besonderen Stadtebaurechts

In den vorbereitenden Untersuchungen wurden diverse funktionale und substanzielle Mangel
und Missstande in Papenburg im Gebiet des Ortsteilzentrums Aschendorf festgestellt. Dies
betrifft im Besonderen den zunehmenden Leerstand von Ladengeschéften, Defizite in der
Gestaltung und Funktion von StraRen und Platzen — hier vorwiegend die fehlende
Barrierefreiheit, leer stehende Gebaude, die fehlende Organisationsstruktur des
Einzelhandels und Modernisierungsriickstande im Gebaudebestand.

Die Beseitigung der Missstande und Mangel im Ortsteilzentrum von Aschendorf mit seiner
gesamtstadtischen Bedeutung ist im 6ffentlichen Interesse.

Aufgrund des Umfangs der Mal3nahmen und der Notwendigkeit der Umsetzung als
Gesamtmalnahme ist die Anwendung des besonderen Stadtebaurechts nach 88 136 ff.
BauGB erforderlich. Mittels des allgemeinen Stadtebaurechts kénnen die Sanierungsziele fur
das Ortsteilzentrum von Aschendorf nicht realisiert werden. Aufgrund des drohenden
Verlustes der Funktionen Einzelhandel und Wohnen reichen die Potenziale im Gebiet nicht
aus, um ausreichende Ressourcen fir eine Sanierung ohne Anwendung des besonderen
Stadtebaurechts bereitzustellen.

Die Betroffenen wurden Uber die Ziele und Zwecke der Sanierung, die Umsetzung und die
Rechtsfolgen informiert.
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Abgrenzung des Sanierungsgebietes

Die Komplexitat der Missstédnde und Mangel erfordert deren Beseitigung in einem rédumlichen
Zusammenhang. Das daflr vorgesehene Sanierungsgebiet muss zweckmafig abgegrenzt
werden. AuRerdem muss die GroRRe des Gebietes eine ziigige Durchflihrung und die
Finanzierbarkeit gewahrleisten.

Abweichend vom Untersuchungsgebiet ,Zentrum“ sind in das Sanierungsgebiet nur solche
Grundstiicke aufgenommen worden, die fir die Umsetzung der Sanierung zwingend
erforderlich sind bzw. die unmittelbar von der Sanierung betroffen sind. Auf3erdem wurden
nach Abstimmung mit der Programmbehdrde, dem Ministerium fur Soziales, Gesundheit und
Gleichstellung solche Bereiche des Untersuchungsgebietes der vorbereitenden
Untersuchungen nicht in das Sanierungsgebiet aufgenommen, die fir die Aktivierung und
Sicherung des zentralen Versorgungsbereichs entbehrlich sind.

Die Abgrenzung des Sanierungsgebietes ist im Lageplan, der der Sanierungssatzung als
Anlage 1 beiliegt, dargestellt. Eine detailliertere bzw. grundstiicksbezogene Beschreibung
der Abgrenzung des Sanierungsgebietes wird dadurch erschwert, dass aufgrund der
stadtebaulichen Strukturen die Abgrenzung nicht durchgéngig Grundstiicksgrenzen mit
Hausnummernbezug und StralRengrenzen folgt.

Die in das Sanierungsgebiet aufgenommenen Grundstiicke sind fiir die zusammenhéangende
Sanierung erforderlich. Nur dadurch wird eine einheitliche Aufwertung des Gebietes
gewabhrleistet.

Verfahrenswahl

Die Durchfuhrung der Sanierung soll Giberwiegend im vereinfachten Verfahren erfolgen.
Damit entféllt die Anwendung der 88 152 bis 156a BauGB. Weiterhin wird auf die
Anwendung der sanierungsrechtlichen Vorschriften des § 144 Abs. 1 und 2 verzichtet.

Das vereinfachte Verfahren ist insbesondere dann anzuwenden, wenn der Verzicht auf die
sanierungsrechtlichen Vorschriften die Umsetzung der Gesamtmalf3nahme nicht wesentlich
erschwert. Das ist im tUberwiegenden Teil des Sanierungsgebietes der Fall.

Weiterhin sind bis auf zwei Ausnahmen keine Grunderwerbe vorgesehen. Die
Modernisierung und Instandsetzung des Gebaudebestandes ist auf die ortsbildpragenden
Gebaude beschrankt, also nicht flachendeckend. Die geplanten Malinahmen in der
ErschlieBung konzentrieren sich auf die Herstellung von Barrierefreiheit sowie gestalterische
Verbesserung ohne Effekte auf die ErschlieBung der Grundstiicke. Letztendlich sind nur an
zwei Standorten umfangreiche Ordnungsmalnahmen vorgesehen.

Aufgrund dieses MaRnahmenumfanges wird eingeschétzt, dass keine wesentlichen
Bodenwertsteigerungen im Uberwiegenden Teil des Sanierungsgebietes zu erwarten sind.

Seite | 2



Durch den Verzicht auf die Anwendung der 88 152 bis 156a BauGB entfallt die Erhebung
von Ausgleichsbetragen. Stattdessen sind zur Finanzierung von umlageféahigen Kosten bei
ErschlielBungsmalnahmen Stralenausbaubeitrdge zu erheben. Eine Erschwerung der
Sanierung tritt dadurch nicht ein.

Teilbereiche des Sanierungsgebietes sind bereits in abgeschlossenen Verfahren aufgewertet
worden. Dafir sind in der Vergangenheit Ausgleichsbetrage erhoben worden. Dadurch und
aufgrund des ohnehin schon hohen Bodenpreisniveaus ist nicht mehr mit wesentlichen
Bodenwertsteigerungen zu rechnen.

Im Gegenteil ist damit zu rechnen, dass wesentliche Bodenwertsteigerungen die Umsetzung
der Sanierung erschweren. Um die zunehmenden Ladenleerstdnde wieder zu aktivieren,
sind preiswerte Mieten fir die nachhaltige Vermarktung zwingend notwendig. Andernfalls
drohen irreversible Leerstande mit langfristigen Folgen fiir das Ortsteilzentrum von
Aschendorf.

Aufgrund der vergleichsweise geringen Dynamik des Immobilienmarktes im Ortsteil
Aschendorf ist nicht mit spekulativen Tendenzen zu rechnen. Eine Steuerung durch die
Anwendung des 8§ 144 Abs. 2 BauGB ist daher verzichtbar. Auf die Eintragung eines
Sanierungsvermerkes kann verzichtet werden.

Nur in den Teilbereichen A (WeststralRe 7 und Umfeld) und B (Von-Galen-Stra3e 15 und
Umfeld) wird aufgrund der vorgesehenen MaRhahmen die Sanierung im umfassenden
Verfahren durchgefiihrt. Der geplante Erwerb der Flachen, der Abbruch der Gebaude und
Neuordnung der Grundstlicke zur Nachverwertung und die mdgliche NeuerschlieBung der
Grundstiicke lassen Bodenwertsteigerungen erwarten. Damit sind die Vorschriften der §§
144 und 145 BauGB und 8§ 152 bis 156a BauGB anzuwenden.

Aufgrund der hohen Kosten fir die Neuordnung der Grundstiicke sind die Ausgleichsbetrage
zur Finanzierung dieser MalRnahmen notwendig. Der Verzicht auf die Anwendung der 88 152
bis 156a BauGB wiirde die Umsetzung der Malinahmen in den Teilbereichen A und B nicht
nur erschweren, sondern unmdaglich machen.

Wegen der zu erwartenden rdumlichen Effekte der Neuordnungsmafinahmen und der zu
erwartenden Vorteile sind in die Teilbereiche A und B benachbarte Grundstiicke einbezogen
worden.

Die Abgrenzung der Teilbereiche A und B sind im Lageplan, der der Sanierungssatzung als
Anlage 1 beiliegend durch eine schwarz gestrichelte Linie dargestellt.

Dauer der Sanierung

Unter Berticksichtigung des Umfangs der geplanten Mal3nahmen und der Finanzierbarkeit
wird die Dauer des Sanierungsverfahrens auf 10 Jahre ab Rechtskraft der
Sanierungssatzung festgelegt. Die Option der Verlangerung dieses Zeitraums gemal § 142
Abs. 3 BauGB behélt sich die Stadt Papenburg vor.

Seite | 3



	Anlage: Satzung Beschluss (Anlage 1.1)
	Einfügen aus "Satzung Lageplan Sanierungsgebiet (Anlage 1.2).pdf"
	Anlage: Satzung Lageplan Sanierungsgebiet (Anlage 1.2)

	Einfügen aus "Satzung Begründung(Anlage 2).pdf"
	Anlage: Satzung Begründung(Anlage 2)


